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Nürnberg, im Juli 2018 

 

 

 

Aussetzung der Vollziehung von Zinsfestsetzungen ab 2015 
 
Mit Beschluss vom 25.04.2018-IX B 21/18 hat der BFH in einem Verfahren zum vorläufigen Rechtsschutz Zwei-
fel an der Verfassungskonformität des Zinssatzes nach § 238 Abs. 1 Satz 1 AO für Verzinsungszeiträume ab 
dem 01.04.2015 geäußert und deshalb die Vollziehung eines Bescheids über Nachforderungszinsen nach  
§ 233a AO ausgesetzt. 
 
Die Zweifel begründeten die Richter mit der Auffassung, dass der gesetzlich festgelegte Zinssatz gem. § 238 
Abs. 1 Satz 1 AO angesichts einer zu dieser Zeit bereits eingetretenen strukturellen und nachhaltigen Verfesti-
gung des niedrigen Marktzinsniveaus den angemessenen Rahmen der wirtschaftlichen Realität in erheblichem 
Maße überschreite. 
 
Das BMF sieht dies jedoch anders – es will den BFH-Beschluss keinesfalls so verstanden wissen, dass die Auf-
fassung der Richter eine Tendenz für die Verfahren vor dem BVerfG 1 BvR 2237/14 und 1 BvR 2422/17 darstel-
len. Es bliebe völlig offen, ob das BVerfG die Zinssätze als verfassungsgemäß oder verfassungswidrig einstufen 
werde. 
 
Vor diesem Hintergrund ist Aussetzung der Vollziehung – in Übereinstimmung mit dem BFH-Beschluss – nur auf 
Antrag des Zinsschuldners und nur für Zinszeiträume ab dem 01.04.2015 zu gewähren. Für Zinszeiträume davor 
ist keine Aussetzung der Vollziehung zu gewähren. 
 
Hinweis: 
Die Ablehnung der Verfassungswidrigkeit des Zinssatzes seitens der Finanzverwaltung spiegelt sich auch in der 
Tatsache wider, dass die Festsetzung von Zinsen gem. § 233a AO ab 2015 nicht in den aktuellen Vorläufig-
keitskatalog (BMF-Schreiben v. 18.06.2018 – IV A 3 – S 0330/17/10007) aufgenommen worden ist. 
*BMF-Schreiben v. 14.06.2018 – IV A 3 – S 0465/18/10005-01 
 
 

Liegen beim Beheben „verdeckter“ Mängel anschaffungsnahe Herstellungskosten vor? 

 
1. Unvermutete Aufwendungen für Renovierungsmaßnahmen, die lediglich dazu dienen, Schäden zu 

beseitigen, welche aufgrund des langjährigen vertragsgemäßen Gebrauchs der Mietsache durch den 

Nutzungsberechtigten entstanden sind, führen unter den weiteren Tatbestandsvoraussetzungen des 

§ 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG zu anschaffungsnahen Herstellungskosten. 

 

2. Dies gilt auch, wenn im Rahmen einer solchen Renovierung „verdeckte“, d.h. dem Steuerpflichtigen 

im Zuge der Anschaffung verborgen gebliebene, jedoch zu diesem Zeitpunkt bereits vorhandene 

Mängel behoben werden. 

     *BFH, Urt. v. 13.03.2018 – IX R 41/17 
 
Zu den (fiktiven) Herstellungskosten eines Gebäudes gehören nach § 6 Abs. 1 Nr. 1a Satz 1 i.V.m. § 9 Abs. 5 
Satz 2 EStG auch Aufwendungen für Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen, die innerhalb von drei 
Jahren nach der Anschaffung des Gebäudes durchgeführt werden, wenn die Aufwendungen ohne die Umsatz-
steuer 15 % der Anschaffungskosten des Gebäudes übersteigen (anschaffungsnahe Herstellungskosten). Diese 
Aufwendungen erhöhen die AfA-Bemessungsgrundlage (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 7 EStG), sie sind nicht als Wer-
bungskosten sofort abziehbar. 
 
Unter Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen i.S.d. § 6 Abs. 1 Nr. 1a Satz 1 EStG sind laut BFH 
bauliche Maßnahmen zu verstehen, durch die Mängel oder Schäden an vorhandenen Einrichtungen eines be-
stehenden Gebäudes oder am Gebäude selbst beseitigt werden oder das Gebäude durch Erneuerung in einen 
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zeitgemäßen Zustand versetzt wird. Zu den Aufwendungen i.S.v. § 6 Abs. 1 Nr. 1a Satz 1 EStG gehören daher  
unabhängig von ihrer handelsrechtlichen Einordnung sämtliche Aufwendungen für bauliche Maßnahmen, die im 
Rahmen einer im Zusammenhang mit der Anschaffung des Gebäudes vorgenommenen Instandsetzung und  
Modernisierung anfallen. Nicht zu den Aufwendungen i.S.d. § 6 Abs. 1 Nr. 1a Satz 1 EStG gehören nach dem 
Wortlaut des Satzes 2 der Vorschrift ausdrücklich nur Aufwendungen für Erweiterungen i.S.v. § 255 Abs. 2 Satz 
1 HGB sowie Aufwendungen für Erhaltungsarbeiten, die jährlich üblicherweise anfallen. 
 
Im Regelfall kann von einer Renovierung und Modernisierung im Zusammenhang mit der Anschaffung des Ge-
bäudes ausgegangen werden, soweit bauliche Maßnahmen innerhalb von drei Jahren nach der Anschaffung 
durchgeführt werden. Insoweit enthält die Vorschrift des § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG eine Regelvermutung für das 
Vorliegen anschaffungsnaher Herstellungskosten, ohne dass es einer Einzelfallprüfung bedarf. Im Rahmen die-
ser Regelvermutung sind auch die Kosten für Instandsetzungsmaßnahmen zur Beseitigung verdeckter – im 
Zeitpunkt der Anschaffung des Gebäudes jedoch bereits vorhandener – Mängel den anschaffungsnahen Her-
stellungskosten i.S.v. § 6 Abs. 1 Nr. 1a Satz 1 EStG zuzuordnen. Gleiches gilt für Kosten zur Beseitigung von bei 
Anschaffung des Gebäudes angelegter, aber erst nach dem Erwerb auftretender altersüblicher Mängel und De-
fekte; auch solche Aufwendungen sind ihrer Natur nach verdeckte Mängel und mithin in die Betragsgrenze der 
anschaffungsnahen Herstellungskosten i.S.v. § 6 Abs. 1 Nr. 1a Satz 1 EStG mit einzubeziehen. 
 
Hinweis: 
Demgegenüber sind Kosten für Instandsetzungsmaßnahmen zur Beseitigung eines Schadens, der im Zeitpunkt 
der Anschaffung nicht vorhanden und auch nicht in dem o.g. Sinne „angelegt“ war, sondern nachweislich erst zu 
einem späteren Zeitpunkt durch das schuldhafte Handeln eines Dritten am Gebäude verursacht worden ist, nicht 
den anschaffungsnahen Herstellungskosten i.S.v. § 6 Abs. 1 Nr. 1a Satz 1 EStG zuzuordnen, wenn die Maß-
nahmen vom Steuerpflichtigen innerhalb von drei Jahren seit Anschaffung zur Wiederherstellung der Betriebs-
bereitschaft des Gebäudes durchgeführt werden müssen. Die Regelvermutung für das Vorliegen anschaffungs-
naher Herstellungskosten i.S.d. § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG gilt für solche Schäden nicht. 
 
 

Erinnerung KiStAM-Abfrage 
 

Bei Ausschüttungen einer Kapitalgesellschaft ist für Mitglieder einer steuererhebenden Religionsge-

meinschaft Kirchensteuer einzubehalten und abzuführen. 

 
Die Kirchensteuer ist anhand des elektronischen Kirchensteuerabzugsmerkmals (KiStAM) einzubehalten (§ 51a 
Absatz 2 c EStG). Das KiStAM wird dem Kirchensteuerabzugsverpflichteten vom Bundeszentralamt für Steuern 
(BZSt) unentgeltlich als automatisiert abrufbares Merkmal bereitgestellt. 
 
Im Fall der Regelabfrage ist einmal jährlich im Zeitraum vom 1. September bis 31. Oktober abzufragen, ob eine 
Kirchensteuerpflicht zum Stichtag 31. August des Jahres besteht. Das Ergebnis dieser Abfrage hat der Kirchen-
steuerabzugsverpflichtete dem Kirchensteuerabzug des auf den Stichtag folgenden Kalenderjahres zu Grunde 
zu legen. 
 
Für nicht abgeführte Kirchensteuer haftet der Kirchensteuerabzugsverpflichtete nach § 51a Absatz 2c Satz 5 
EStG i.V m. § 44 Absatz 5 EStG.  
 
 
 
           Ihre Steuerberater 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Steuertermine August 2018 
10.08. Umsatzsteuer für Monatszahler 
10.08. Umsatzsteuer für Quartalszahler mit Fristverlängerung 
10.08. Lohn- und Kirchensteuer der Arbeitnehmer für Monatszahler 
15.08. Gewerbesteuer 

 


